
Präs. : 19ao -03~t 9 No. '1'1/1! .... _._ ... --

A n t rag 

der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Johann Haider, Dr. Jörg Haider 

und Genossen 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem sozialversicherungs­

rechtliche Vorschriften geändert werden 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
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Bundeseesetz vom •.••••.• 00 •••••• , 

mit de:nsozi::tlversicherun['"srechtliche 

Vorschriften gelindert werden. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

I::1 Artikel VII Abs .. 4 d.er 34. ~'.fovelle zu:n Alleemeinen 

Sozialversicheru:ll!sgesetz, BGB1.Nr.530/1979, im Artikel III 

Abs.4 der 2. Novelle zum Ge ... :erblichen Sozialversicheru.~gs­

e:esetz, BGßl.Nr.531/1979, und im ß·.rtikel III Abs.4 der 

2. Novelle zum Bauern-Sozin.lversicher'J.ngsgesetz,BGBl.Hr. 

532/1979,· ist j e,,',eils nach de!J Ausdrl.lC}: "d:J.ß sie a."n 31. De­

zember 1972 keine Ausvlir~rungen auf die Ausgleichszulage 

r:ehnbt hätten" ein Beistrich zu setzen; der o.nschl'ießende 

Satzteil "und unabhtingig davon, ob am 1. Jlinner 1976 dns 

Eieentum 3.-'11 la.."ld (forst )\':irtschaftlichen Betrieb noch be':' 

::.>tanden hat" ist· durch den Satzteil "jedoch nur dann, vlen.'"l 

das Eigentum a~ land(forst)wirtschaftlichen Betrieb am 
1. Jän.."1er 1976 noch bestf:mden hat" zu ersetzen. 

Artikel II 

Dieses Bundesgesetz tritt rückvlirkend mit dem 1. Jänner 

1977 in Kraft. 

Artikel III 

r.1i t der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der 

Bundesminister für soziale Verwaltung betraut. 

- - - - - - -- -

In formeller Einsicht wird be~"1tragt, diesen A..l1.trag 

unter Verzicht·· auf die Erste Lesunt;dem AUS3Chuß für so­

ziale Verv",.::!.l tung zuzuweisen. 
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Beg r ü nd u ng 

Nach den Grundsätzen des Ausgleichszulagenrechtes u die be­

reits anläßlich der Schaffung des Allgemeinen Sozialve~­

sicherungsgesetzes festgelegt wurdenb' sind bei. der Er­

mittlung der Jtusgleichszulage sonstige Einkünfte zu be­

rücksichtigen 0 In der Land- und Forstwirtschaft is·t für 

die Ermitt.lu.ng des Elnkommens der landwirtschaftliche 

·Besitz bzwo das Ausgedinge heranzuzieheno Die Bewertung 

dieses Einkommens erfolgt über die festgestellten Ein­

heitswerteo Härten haben sich insofern ergeben .. als nicht 

das tatsächlich bezahlte Ausgedinge g sondern ein pauscha­

liertes Au.sgedinge angerechnet v,vird g gleichgülti9 s ob aus 

dem übergebenen Betrieb ein Ausgedinge geleistet wird 

oder nichto Anläßlich der Schaffung des Bauern-Pensions­

versicherungsgesetzes im Jahre 1969 waren aUßerordent­

liche ErhÖhungen ,fer Einhei tSlverte nicht vorauszusehen 

und wurden daher auch nicht ausdrücklich geregelt~ Eine 

solche außerordentliche Veränderung in der Einheitswert­

feststellung ist durch das Abgabenänderungsgesetz '1976, . 

BGBl~ Nro 143 f erfolgt 0 Mit diesem Gesetz wurde ange­

ordnetg daß die nach den Vorschriften des Bewertungsge­

setzes 1.955 unter Zugri.mdelegung der Wertverhältnisse zum 

1.1.1970 festgestellten und ab 10101976 geltenden Einheits­

werte des land (forst) wirtschaftlichen Vermögens sowie von 

Betriebsgrundstücken ab 10101916 um 10 % zu erhöhen sind, 

und daß diese Änderungen für Zwecke der Sozialversicherung 

erstmalig am 10101977 anzuwenden sindo Eine entsprechende 

Anordnung enthält Art. III der 50 Novelle zum B-PVG, die 

am 1301201916 einstiw~ig im Hohen Haus beschlossen wurde 

(siehe Steno Protokoll der 42. Sitzung des Nationalrates 

vom 1301201976 11 Seite 3973) Q Seit 1977 sind daher Bescheide 

der Pensionsversicherungsträger über die Anrechnung der 

10 %igen Erhöhung der Einheits\'I7erte im Ausgleichszulagen­

recht ergangen 0 

44/A XV. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 3 von 5

www.parlament.gv.at



Allerd:i,ngs ist in der Folgezeit das für Strei.tigkeiten in 

Leistungssachen der Sozialversicherung in letzter Instanz 

zuständige Oberlandesgericht Wien aus formellen Gründen 

zur Ansicht gelangt, daß die durch das Abgabenänderungsge­

setz 1976 bewirkte 10 %ige Erhöhung der Einheitswerte im 

Ausgleichszulagenrecht der Sozialversicherung dann nicht 

zu berücksichtigen ist; wenn der Pensionsberechtigte am 

1.1.1976 nicht mehr Eigentümer des land-und forstwirt~ 

$cha;f;tlichen Betriebes war, und zwar deshalb nicht, weil 

der Bescheid über die Änderung. des. Einheitswertes dem Pen-

"sionSberechtigten nicht zugestellt wurde. Um dem Willen. des 

Gesetzgebers aus del11 Jahre 1976 zu entsprechen und dem 

formellen Einwand des OLG Wien zu begegnen, kam es zu den 

inder 34. Novelle zum ASVG, in der 2. Novelle zum GSVG 

und in der 2. Novelle zum BSVG getroffenen Regelungen. Da­

durch wu~de jener Rechtszustand w~eder hergestellt, der 

schon seit. 1.1.1977 zur Abgeltung der damals bestandenen 

Unterbewertung der Einheitswerte verwirklicht hätte werden 

sollen. Dadurch ist zweifellos in jenen Fällen, in denen 

sich durch die A..1'lrechung des fiktiven Ausgedinges Härten 

ergeben haben, eine Verschärfung dieser Härten eingetreten. 

U~ diese Härtefälle zu beheben, hat der Nationalrat am 

20.2,1980 eine Entschließung gefaßt, mit der die Bundesre~ 

gierung ersucht wurde zu prüfen, inwieweit Härtefälle, die 

durch die A~rechnung des fiktiven Ausgedinges ~uf ~ensions­

bezüge und auf die Ausgleichszulage entstehen können, ge­

lll.tlde,rt oder verhindert werden können. 

Die Bundesregierung ist diesem Ersuchen nachgekommen. Um 

den aufgetretenen Härtefällen durch gesetzliche Maßnahmen 

möglichst rasch begegnen zu können, wurden die Ergebni.sse 

der Prüfung der Bundesregierung in den vorliegenden Initia­

ti vantrag übernonunen. 

In der bäuerlichen Pensionsversicherung ist nach den An­

gaben der Sozialversicherungsanstalt der Bauern mit rund 

21.000 zu beseitigenden Härtefällen zu rechnen. Für das 

Jahr 1980 wird sich die vom Bund zu erwartende Einsparung 
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beim A\lfw3-11.d 3.1.'1. Ausgleichszu.lagen um e"t"m? .. 30 :·,Iio .. S ver-

!i1indern.. In der ges8.;"Jten Pensionsversichertlnf!' !:Iu.ß auf Gr:.lnd . ~ 

des Imtrages eine Verringerung der Einsparu.."1g des Bundes 

in einer Größenordnung von 35 .r.Iio. S für das J8-'1r 1980 er-

wartet werdeno Dieser Betrag 9 der im Finazausgleich mit. 

den Länder'l:1 zum Tragen kOiTh'TIt 9 wird sich in den folgenden 

Je....'1ren einersei ts durch den natürlichen Abfall verringern 

und andererseits durch die Pensionsd~~amik erhöheno Bei 

dieser EntV'!icklung wird aber die Ver:ninderung stärker wirk-

sam sein als die Erhöhung~ sodaß der Bund von diesen Aus­

vJ'irkungen nur für einen begrenzten Zeitraum betroffen sein 

wirdo 

, 
l ,.; 

• 
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